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Michael Jäger Entschuldigt 
 
 

Tagesordnung NEU 
 
1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
2. Verordnung der Landesregierung über die Anpassung der Höhe der 

Freizeitwohnsitzabgabe_Anpassung der Verordnung über die Freizeitwohnsitzabgabe auf 
Gemeindeebene 

3. Flächenwidmungspläne 
3.1. Änderung des Flächenwidmungsplanes betr. Gst. Nr. 100/4 + 100/14, KG Ebbs - 

Millauerstraße 15 "Appartementhaus Ederegger" - Günther Ederegger 
3.2. Änderung des Flächenwidmungsplanes betr. Gst. Nr. .434, 1225/2, .433, 1088/4, 

1088/27, 1088/26, 1088/2, alle KG Ebbs - Kaiseraufstieg 17-20 - Reisch Klaus + 
Schwaighofer Josef 

4. Bebauungspläne 
4.1. Änderung des Bebauungsplanes betr. Gst. Nr. 1003/3 + 1547/12, KG Ebbs - Oberndorf 

1b - Georg Anker (bzw. RECON) 
5. Erforderliche Rücklagenentnahme; Beschlussfassung 
6. Festsetzung des Haushaltsplanes (Voranschlag) für 2026; Beschlussfassung 
7. Beschlussfassung über diverse Vorhaben im Einklang mit der Bestimmung des § 82 TGO 
8. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 
 

Beratung und Beschlüsse 
 
1. Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 
Der Vorsitzende begrüßt alle Anwesenden recht herzlich.  
Die Beschlussfähigkeit ist gegeben.  
 
Aus Gründen der Dringlichkeit und Zweckmäßigkeit beantragt dieser, die Tagesordnung der 
heutigen Sitzung wie folgt zu ergänzen: 
 
5. Erforderliche Rücklagenentnahme; Beschlussfassung  
 
Außerdem ist TOP 4.2. „Recon-Kleinfeld“ zu streichen. Es handelt sich hier um ein Versehen. 
 
Im Weiteren weist dieser daraufhin, dass den Gemeinden kürzlich seitens der Gemeindeaufsicht 
(BH Kufstein) im Wesentlichen Folgendes mitgeteilt wurde:  
 
Für die Verwirklichung und Finanzierung von Vorhaben (nach § 82 TGO – Mittelaufbringungen 
insbesondere aus Darlehensaufnahmen, zweckgebundenen Haushaltsrücklagen, …) ist eine 
Beschlussfassung durch den Gemeinderat vorgesehen.  
Dieser Beschlussfassung ist ein Gesamtkosten- und Finanzierungsplan zum Vorhaben zugrunde 
zu legen.  
 
Es ist in einem eigenen Tagesordnungspunkt über solche Vorhaben abzustimmen. Die 
Beschlussfassung im Rahmen des Beschlusses über den Voranschlag ist nicht ausreichend.  
 
Das Beschlussdatum über das jeweilige Vorhaben ist im Vorhabensnachweis (sowohl im 
Voranschlag als auch im Rechnungsabschluss) zukünftig anzuführen.  
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Im Zuge der aufsichtsbehördlichen Genehmigungen wird zukünftig ein verstärktes Augenmerk 
darauf gelegt werden.  
 
Demnach beantragt der Vorsitzende, die Tagesordnung der heutigen Sitzung um einen weiteren 
TOP zu ergänzen: 
 
7. Beschlussfassung über diverse Vorhaben im Einklang mit der Bestimmung des § 82 TGO  
 
 
Zudem beantragt Andrea Treffer, TOP 6 „Vergabe einer Wohneinheit“ in der heutigen Sitzung nicht 
öffentlich zu behandeln.  
 
Beschluss:  
Es wird einstimmig beschlossen, die Tagesordnung der heutigen Sitzung wie vorgetragen zu 
ergänzen bzw. abzuändern. Die Nummerierung wird entsprechend angepasst.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
2. Verordnung der Landesregierung über die Anpassung der Höhe der 

Freizeitwohnsitzabgabe_Anpassung der Verordnung über die 
Freizeitwohnsitzabgabe auf Gemeindeebene 

 
Der Vorsitzende ruft kurz die Ausführungen aus der GR-Sitzung vom 26.11.2025 zur 
Leerstandsabgabe in Erinnerung.  
 
Bekanntlich tritt der Teil der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ebbs vom 30.11.2022 
über die Höhe der Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabe, welcher die Leerstandsabgabe 
betrifft, ex lege außer Kraft. 
 
Es wurde dann mit 26.11.2025 die Verordnung über die Erhebung einer Leerstandsabgabe 
erlassen.  
 
Was die Freizeitwohnsitzabgabe betrifft, gibt es keine systemrelevanten Änderungen wie bei der 
Leerstandsabgabe.  
Allerdings hat die Landesregierung gemäß § 4 Abs. 4 Tiroler Freizeitwohnsitz- und 
Leerstandsabgabegesetz die Beträge nach Abs. 3 leg cit mittels Verordnung entsprechend 
anzupassen, sobald sich der von der Bundesanstalt für Statistik Austria verlautbarte 
Verbraucherpreisindex (VPI) […] um mehr als 10 % geändert hat.  
 
Da dies der Fall ist, wurde die Anpassung der Höchstbeträge in der Sitzung der Landesregierung 
vom 02.12.2025 beschlossen.  
Abweichend von § 4 Abs. 3 TFLAG wurden diese abhängig von der Nutzfläche des 
Freizeitwohnsitzes wie folgt festgelegt: 
 
a) bis 30 m2 mit 309,- Euro, 
b) von mehr als 30 m2 bis 60 m2 mit 617,- Euro, 
c) von mehr als 60 m2 bis 90 m2 mit 893,- Euro, 
d) von mehr als 90 m2 bis 150 m2 mit 1.267,- Euro, 
e) von mehr als 150 m2 bis 200 m2 mit 1.774,- Euro, 
f) von mehr als 200 m2  bis 250 m2 mit 2.281,- Euro, 
g) von mehr als 250 m2 mit 2.788,- Euro. 
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Den Gemeinden steht es frei, ihre Verordnung über die Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe 
anzupassen und mit 01.01.2026 in Kraft zu setzen.  
 
Vom Vorsitzenden wird nun der amtsintern ausgearbeitete Vorschlag für die Erhöhung 
vorgetragen:  
 
a) bis 30 m2 mit 200,- Euro, 
b) von mehr als 30 m2 bis 60 m2 mit 400,- Euro, 
c) von mehr als 60 m2 bis 90 m2 mit 580,- Euro, 
d) von mehr als 90 m2 bis 150 m2 mit 825,- Euro, 
e) von mehr als 150 m2 bis 200 m2 mit 1.160,- Euro, 
f) von mehr als 200 m2 bis 250 m2 mit 1.500,- Euro, 
g) von mehr als 250 m2 mit 1.850,- Euro. 
 
 
Auch damit würden die Höchstsätze keinesfalls ausgeschöpft werden.  
 
Sollte eine Erhöhung vom Gemeinderat nicht gewünscht sein, bleibt der die 
Freizeitwohnsitzabgabe betreffende Teil der Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ebbs 
vom 30.11.2022 über die Höhe der Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabe aufrecht.  
 
Kurz werden im Gremium die Werte diskutiert.  
 
Weiters werden einige mit dieser Thematik verbundene Punkte angesprochen:  
 
Beachte:  
Die Leerstandsabgabe ist monatlich und für das vorausgegangene Jahr zu entrichten. 
Die Freizeitwohnsitzabgabe ist jährlich und für das laufende Jahr zu entrichten.  
 
Wenn ein FZW leer steht, war es – nach Auskunft des Tiroler Gemeindeverbandes – bislang so, 
dass die Leerstandsabgabe schlagend wurde.  
Da die Leerstandsabgabe ins freie Beschlussrecht übertragen wurde (siehe dazu im Detail GR-
Sitzung vom 26.11.2025), ist ab 2026 auch bei einem Leerstand die Freizeitwohnsitzabgabe zu 
entrichten.  
 
Das Gremium kommt einhellig zum Ergebnis, die vorgetragenen Beträge zu beschließen. 
 
 
Beschluss: 
Es wird einstimmig beschlossen, die nachstehende Verordnung des Gemeinderates der 
Gemeinde Ebbs vom 17. Dezember 2025 über die Festlegung der Höhe der 
Freizeitwohnsitzabgabe wie vorgetragen zu erlassen:  
 

Verordnungsblatt für die 

Gemeinde Ebbs 
 

Jahrgang 2025  Kundgemacht am 23. Dezember 2025 

10. Verordnung über die Festlegung der Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe 
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10. Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde Ebbs vom 17. Dezember 2025 über die Festlegung 
der Höhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

Aufgrund des § 4 Abs. 3 des Tiroler Freizeitwohnsitz- und Leerstandsabgabegesetzes, LGBl. Nr. 86/2022, zuletzt 
geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 38/2025, wird verordnet: 

§ 1 

Festlegung der Abgabenhöhe der Freizeitwohnsitzabgabe 

Die Gemeinde Ebbs legt die Höhe der jährlichen Freizeitwohnsitzabgabe einheitlich für das gesamte 
Gemeindegebiet 

a) bis 30 m2 Nutzfläche mit 200,- Euro, 

b) von mehr als 30 m2 bis 60 m2 Nutzfläche mit 400,- Euro, 

c) von mehr als 60 m2 bis 90 m2 Nutzfläche mit 580,- Euro, 

d) von mehr als 90 m2 bis 150 m2 Nutzfläche mit 825,- Euro, 

e) von mehr als 150 m2 bis 200 m2 Nutzfläche mit 1.160,- Euro, 

f) von mehr als 200 m2 bis 250 m2 Nutzfläche mit 1.500,- Euro, 

g) von mehr als 250 m2 Nutzfläche mit 1.850,- Euro 

fest. 

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeinderats vom 30. 
November 2022 über die Höhe der Freizeitwohnsitz- und- Leerstandsabgabe, kundgemacht vom 1. Dezember 2022 bis 
15. Dezember 2022, außer Kraft. 

 

Der Bürgermeister: 

ÖkR Josef Ritzer 

 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
3. Flächenwidmungspläne 
 
3.1. Änderung des Flächenwidmungsplanes betr. Gst. Nr. 100/4 + 100/14, KG Ebbs - 

Millauerstraße 15 "Appartementhaus Ederegger" - Günther Ederegger 
 
Das Planungsgebiet befindet sich im Dorfzentrum, westlich des Schulzentrums. Im Umfeld ist 
überwiegend Wohnbebauung in offener oder gekuppelter Bauweise vorhanden.  
 
Grundsätzlich handelt es sich hier um zwei Grundstücksbereiche:  
 
Auf der Fläche betreffend Gst. Nr. 100/14 befindet sich bekanntlich bereits ein Gebäude mit 
Zimmervermietung („Appartementhaus Ederegger“) im Wohngebiet.  
Die notwendigen Grenzabstände zur südlichen Grundstücksgrenze waren bisher nicht gegeben, 
daher wurde die entsprechende Grundgrenze um ca. 2 m versetzt.  
Der betreffende Bereich weist derzeit eine Widmung als Freiland auf. Grundsätzlich wäre die 
Ausnahmebestimmung des § 2 Abs. 12 lit e TBO 2022 anwendbar. Dennoch soll hier eine 
Widmungsangleichung erfolgen, um eine einheitliche Bauplatzwidmung zu schaffen.  
 
In Bezug auf § 37a Abs. 1 lit b TROG 2022 ist eine zeitliche Befristung nicht erforderlich, da es 
sich um eine kleinräumige Fläche handelt (Herstellung einheitlicher Widmung).  
 



GR/11/2025 17.12.2025 

Seite 6 von 29 

Auf der Fläche betreffend Gst. Nr. 100/4 ist geplant, ein Ferienhaus (eventuell auch mehrere) in 
Holzbauweise (Stichwort: Tiny-houses) zu errichten, die ebenfalls im Zuge der gewerblichen 
Vermietung (wie das Appartementhaus) betrieben werden sollen.  
 
Dieser Planungsbereich ist derzeit als Freiland ausgewiesen. Es soll eine Umwidmung in 
gemischtes Wohngebiet erfolgen. Die geringfügige Erweiterung des Baulandes ist aus 
raumordnerischer Sicht als unbedenklich zu bewerten.  
Da es sich um eine Neuwidmung handelt, ist für diese Fläche eine zeitliche Befristung auf 10 Jahre 
ab Rechtskraft der Widmung iSd § 37a Abs. 1 TROG erforderlich.  
 
Insgesamt dient die Planung demnach der geringfügigen Anpassung des Flächenwidmungsplanes 
an die bestehende Grundstücksgrenze gemäß dig. Katastralmappe zur Schaffung der 
gesetzlichen Grenzabstände für das Bestandsgebäude sowie zur Schaffung eines Bauplatzes.  
 
Es bestehen keine weiterführenden Fragen.  
 
Beschluss: 
Es wird einstimmig beschlossen, gemäß § 68 Abs. 3 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 
2022, LGBl. Nr. 43, idgF, den von der Gemeinde Ebbs ausgearbeiteten Entwurf mit der 
Planungsnummer 508-2025-00010 über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 
Gemeinde Ebbs im Bereich 100/14, 100/4 KG 83003 Ebbs durch 4 Wochen hindurch zur 
öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ebbs vor: 
 
Umwidmung  
 
Grundstück 100/14 KG 83003 Ebbs  
 
rund 37 m2  
von FL - Freiland § 41  
in  
Gemischtes Wohngebiet § 38 (2)  
 
sowie  
 
rund 621 m2 
von Wohngebiet § 38 (1) 
in  
Gemischtes Wohngebiet § 38 (2)  
 
weiters Grundstück 100/4 KG 83003 Ebbs 
 
rund 570 m2 
von Freiland § 41 
in  
Gemischtes Wohngebiet § 38 (2) mit zeitlicher Befristung § 37a (1) Wg-1  
 
 
Personen, die in der Gemeinde Ebbs ihren Hauptwohnsitz haben und Rechtsträgern, die in der 
Gemeinde Ebbs eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens 
eine Woche nach Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben. 
 
Gleichzeitig wird gemäß § 68 Abs. 3 lit. d TROG 2022 der Beschluss über die dem Entwurf 
entsprechende Änderung des Flächenwidmungsplanes gefasst.  
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Der Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder 
Stelle abgegeben wird.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
3.2. Änderung des Flächenwidmungsplanes betr. Gst. Nr. .434, 1225/2, .433, 1088/4, 

1088/27, 1088/26, 1088/2, alle KG Ebbs - Kaiseraufstieg 17-20 - Reisch Klaus + 
Schwaighofer Josef 

 
Die beiden Grundeigentümer Klaus Reisch und Josef Schwaighofer beabsichtigen, in Kooperation 
mit der Steuerkanzlei Obholzer bzw. mit dem Planungsbüro datagraph auf den Gst. Nrn. .434, 
1225/2, .433, 1088/4, 1088/27, 1088/26, 1088/2 das Großprojekt „Wohnpark Kaiseraufstieg“ zu 
verwirklichen.  
 
Seit Sommer gibt es Gespräche mit der Gemeindeführung. Ein entsprechender Entwurf für einen 
Raumordnungsvertrag wurde erstellt.  
 
Diese 7 Grundstücke sollen in eine neu zu gründende Gesellschaft eingebracht werden.  
Da dies einige Zeit benötigt, kann der Raumordnungsvertrag in der heutigen Sitzung noch nicht 
mit der sohin korrekten Vertragspartei beschlossen werden.  
 
Daher wird es heute auch lediglich einen Auflagebeschluss geben – sollte der Gemeinderat 
zustimmen.  
 
Die Gst. Nrn. .433, .434, 1088/26 und 1088/27 sind derzeit als Tourismusgebiet gemäß § 40 Abs. 
4 TROG 2022 ausgewiesen. Das Gst. Nr. 1088/2 hat eine Sonderflächenwidmung 
(standortgebunden § 43 (1) a SPa: Parkplatz) bzw. ist auch Freiland. Bei Gst. Nr. 1088/4 handelt 
es sich ebenfalls um Freiland (Weg). Gst. Nr. 1225/2 hat auch eine Sonderflächenwidmung 
(standortgebunden § 43 (1) a SPa: Parkplatz).  
 
Beim vorliegenden Areal sind einige Details zu beachten bzw. zu klären, bevor das Vorhaben auch 
wirklich in die Tat umgesetzt werden kann:  
 

• Die bestehende Bushaltestelle muss entsprechend versetzt werden. Dies ist 
selbstverständlich im Vorhinein mit dem Verkehrsverbund Tirol (VVT) bzw. mit der Fa. 
Pollhammer-Stöckl abzustimmen.  

• Das vorhandene öff. WC (damals von der RAIKA errichtet) ist an geeigneter Stelle wieder 
zu errichten. Auch während der Bauphase ist für eine entsprechende Möglichkeit 
(Container) Sorge zu tragen.  

• Die derzeit bestehenden Parkplätze (Bereich ehem. RAIKA, Basislager, etc.) müssen auch 
im Rahmen der neu zu errichtenden Wohnanlage entsprechend zur Verfügung gestellt 
werden.  
(im Entwurf des Raumordnungsvertrages wurde – auf Basis des Einreichprojekts – 
bereits verankert, dass eine Tiefgarage mit 147 Stellplätzen errichtet wird. 70 Parkplätze 
werden fix für BesucherInnen des Kaisertals reserviert (45 Plätze davon in der Tiefgarage, 
25 im Freien). Dies ergibt eine Gesamtanzahl an Stellplätzen von 172.)  
 
Auch hier wird während der Bauphase zumindest für einen Teil der oberirdischen 
Parkplätze gesorgt werden müssen.  
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Zum Projekt an sich:  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Haus A (EG + 3 OG) mit einer Baumasse von ca. 3.290 m3 soll 14 Wohneinheiten beherbergen.  
Haus B (EG + 3 OG) mit einer Baumasse von ca. 3.290 m3 soll 14 Wohneinheiten beherbergen.  
Haus C (EG + 2 OG) mit einer Baumasse von ca. 4.265 m3 soll 16 Wohneinheiten beherbergen.  
Haus D (EG + 3 OG) mit einer Baumasse von ca. 3.775 m3 soll 12 Wohneinheiten beherbergen.  
 
In zwei Doppelhäusern (EG + OG) mit einer Baumasse von ca. 1.780 m3 sind 4 Wohneinheiten 
vorgesehen.  
 
Grundsätzlich sieht das Gesamtprojekt 60 Wohneinheiten (sowohl 2-Zimmer als auch 3-Zimmer 
und 4-Zimmer-Wohnungen) vor.  
Von diesen 60 Wohneinheiten sollen 40 Wohnungen im Eigentum errichtet (Verkauf) und 20 
Wohnungen als Mietwohnungen betrieben werden.  
 
 

Auszug aus dem Erläuterungsbericht eb_508-2025-00008 wohnpark kaiseraufstieg.doc Lotz & 
Ortner S. 6: Die Ausweisung eines Wohngebietes mit einer darunter liegenden teilweise 
öffentlichen Parkgarage für den Ausflugsverkehr in das Kaisertal kann hinsichtlich der Vorgaben 
des örtlichen Raumordnungskonzeptes sinngemäß interpretiert werden, da nunmehr die 
unterschiedlichen Nutzungen nicht in der Fläche, sondern in unterschiedlichen Ebenen organisiert 
werden sollen. Die bodensparende Ausnutzung des Areals wird in diesem Zusammenhang 
begrüßt.  
 
 

Angemerkt sei, dass der Anrainer Wolfgang Küberl (Gst. Nr. 1088/29) eventuell daran interessiert 
wäre, in dieses Projekt einzusteigen.  
Sollte es hier definitiv weiterführende und fruchtbringende Gespräche geben, müssten etwaige 
Anpassungen beim Projekt in einer der nächsten Sitzungen behandelt werden. Mehr kann dazu 
heute nicht gesagt werden.  
 
Der Vollständigkeit halber und zum besseren Verständnis wird vom Vorsitzenden noch klargestellt 
– die Verpflichtung zum Verkauf von 50 % der zu veräußernden Wohneinheiten an Ebbser Bürger 
bezieht sich auf 20 Wohnungen (zu einem zum Veräußerungszeitpunkt sozial verträglichen Preis).  
Die Sicherstellung der im Raumordnungsvertrag verankerten Pflichten erfolgt mittels 
Konventionalstrafe (Bankgarantie).  
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Im Folgenden trägt der Vorsitzende die diversen, zu beschließenden Umwidmungen vor.  
 
Im Gemeinderat entsteht eine angeregte Diskussion dahingehend, ob für so viele Wohneinheiten 
überhaupt Bedarf gegeben ist.  
Auch bedeutende Folgewirkungen (erforderliche Infrastruktur, etc.) werden befürchtet.  
 
Der Vorsitzende weist die Mandatare an dieser Stelle eindringlich darauf hin, dass es in diesem 
Verfahrensstadium (der Großteil der Flächen ist in Tourismusgebiet gewidmet – bauliche Tätigkeit 
grundsätzlich zulässig!) nicht mehr angebracht ist, über solche Gesichtspunkte nachzudenken. 
Fragen im Hinblick auf Bedarf u.Ä. sind im Rahmen der Fortschreibung des ÖRK (Entscheidung 
über Aufnahme von Entwicklungsflächen) zu stellen.  
 
Zudem kann seitens der Gemeindeführung bestätigt werden, dass von den Antragstellern gezielt 
Interessenten für das Projekt generiert werden (starke Nachfrage nach dem guten Standort, davon 
ca. 30 % Ebbser).  
 
Klaus Freisinger verleiht seiner Ansicht darüber Ausdruck, dass er die Umwidmung aus Gst. Nr. 
1088/4 (Freiland) kritisch sieht.  
Der Vorsitzende gibt zu bedenken, dass es sich hier um 883 m2 handelt. Ein kleiner Flächenteil ist 
Wald (positive Stellungnahme Forst liegt vor – Ausgleichsflächen werden zur Verfügung gestellt). 
Außerdem liegt keine Neuversiegelung vor.  
 
Tanja Moser-Enzi möchte noch Genaueres zum Zeitplan wissen.  
Der Vorsitzende informiert, dass die erforderlichen Abbruchbescheide für die abzutragenden 
Baulichkeiten bereits ausgestellt wurden. Mit der Neuerrichtung kann voraussichtlich im Herbst 
des kommenden Jahres begonnen werden.  
Nach diversen Wortmeldungen stellt der Vorsitzende nochmals klar, dass der 
Raumordnungsvertrag in einer der nächsten GR-Sitzungen im neuen Jahr beschlossen werden 
wird.  
Aus diesem Grund erfolgt heute – sollte der Gemeinderat zu einem positiven Ergebnis kommen – 
nur die Auflage (4 Wochen Auflage + 1 Woche Rechtsmittelfrist).  
Fristgemäß kann dann in einer der nächsten Sitzungen des Gemeinderates der 
Erlassungsbeschluss über die Änderung des Flächenwidmungsplans ergehen. 
 
Beschluss: 
Es wird beschlossen, gemäß § 68 Abs. 3 Tiroler Raumordnungsgesetz 2022 – TROG 2022, LGBl. 
Nr. 43, idgF, den vom/n Planer/in AB Lotz und Ortner ausgearbeiteten Entwurf mit der 
Planungsnummer 508-2025-00008 über die Änderung des Flächenwidmungsplanes der 
Gemeinde Ebbs im Bereich .434, 1225/2, .433, 1088/4, 1088/27, 1088/26, 1088/2 KG 83003 Ebbs 
durch 4 Wochen hindurch zur öffentlichen Einsichtnahme aufzulegen. 
 
Der Entwurf sieht folgende Änderung des Flächenwidmungsplanes der Gemeinde Ebbs vor: 
 
Umwidmung  
 
Grundstück .433 KG 83003 Ebbs  
 
rund 1045 m2  
von Tourismusgebiet § 40 (4) 
in  
Sonderfläche für Widmungen mit Teilfestlegungen § 51, Festlegung verschiedener 
Verwendungszwecke der Teilflächen [iVm. § 43 (7) standortgebunden] SV-22  
 
sowie  
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bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 1045 m2 
in 
Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a STgö: Tiefgarage öffentlich 
 
sowie  
 
ab 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 1045 m2 

in  
Wohngebiet § 38 (1) 
 
 
weiters Grundstück .434 KG 83003 Ebbs  
 
rund 1059 m2  
von Tourismusgebiet § 40 (4) 
in  
Sonderfläche für Widmungen mit Teilfestlegungen § 51, Festlegung verschiedener 
Verwendungszwecke der Teilflächen [iVm. § 43 (7) standortgebunden] SV-22  
 
sowie  
 
bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 1059 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
sowie  
 
ab 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 1059 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
 
weiters Grundstück 1088/2 KG 83003 Ebbs  
 
rund 981 m2 
von Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a SPa: Parkplatz  
in  
Sonderfläche für Widmungen mit Teilfestlegungen § 51, Festlegung verschiedener 
Verwendungszwecke der Teilflächen [iVm. § 43 (7) standortgebunden] SV-22  
 
sowie  
 
rund 293 m2 
von Freiland § 41  
in  
Sonderfläche für Widmungen mit Teilfestlegungen § 51, Festlegung verschiedener 
Verwendungszwecke der Teilflächen [iVm. § 43 (7) standortgebunden] SV-22  
 
sowie  
 
bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 273 m2 
in 
Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a STgö: Tiefgarage öffentlich  
 
sowie  
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bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 709 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
sowie  
 
bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 293 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
sowie  
 
ab 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 981 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
sowie  
 
ab 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 293 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
 
weiters Grundstück 1088/26 KG 83003 Ebbs  
 
rund 1025 m2  
von Tourismusgebiet § 40 (4) 
in  
Sonderfläche für Widmungen mit Teilfestlegungen § 51, Festlegung verschiedener 
Verwendungszwecke der Teilflächen [iVm. § 43 (7) standortgebunden] SV-22  
 
sowie  
 
bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 1025 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
sowie  
 
ab 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 1025 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
 
weiters Grundstück 1088/27 KG 83003 Ebbs  
 
rund 1436 m2  
von Tourismusgebiet § 40 (4) 
in  
Sonderfläche für Widmungen mit Teilfestlegungen § 51, Festlegung verschiedener 
Verwendungszwecke der Teilflächen [iVm. § 43 (7) standortgebunden] SV-22  
 
sowie  
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bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 1436 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
sowie  
 
ab 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 1436 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
 
weiters Grundstück 1088/4 KG 83003 Ebbs  
 
rund 294 m2  
von Freiland § 41 
in  
Sonderfläche für Widmungen mit Teilfestlegungen § 51, Festlegung verschiedener 
Verwendungszwecke der Teilflächen [iVm. § 43 (7) standortgebunden] SV-22  
 
sowie  
 
bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 175 m2 
in 
Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a STgö: Tiefgarage öffentlich  
 
sowie  
 
bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 120 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
sowie  
 
ab 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 294 m2 
in 
Wohngebiet § 38 (1)  
 
weiters Grundstück 1225/2 KG 83003 Ebbs  
 
rund 4 m2  
von Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a SPa: Parkplatz  
in  
Sonderfläche für Widmungen mit Teilfestlegungen § 51, Festlegung verschiedener 
Verwendungszwecke der Teilflächen [iVm. § 43 (7) standortgebunden] SV-22  
 
sowie  
 
bis 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 4 m2 
in 
Sonderfläche standortgebunden § 43 (1) a STgö: Tiefgarage öffentlich  
 
sowie  
 
ab 496,0üA (laut planlicher Darstellung) rund 4 m2 
in 
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Wohngebiet § 38 (1)  
 
Personen, die in der Gemeinde Ebbs ihren Hauptwohnsitz haben und Rechtsträgern, die in der 
Gemeinde Ebbs eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens 
eine Woche nach Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 14 Nein: 3 Enthaltung:  Befangen:  

 
 
4. Bebauungspläne 
 
4.1. Änderung des Bebauungsplanes betr. Gst. Nr. 1003/3 + 1547/12, KG Ebbs - Oberndorf 

1b - Georg Anker (bzw. RECON) 
 
Der Vorsitzende ruft in Erinnerung, dass die Erlassung des Bebauungsplanes betreffend Gst. Nr. 
1003/3 + 1547/12 in der GR-Sitzung vom 23.07.2025 beschlossen wurde.  
 
Grundstückseigentümer ist Georg Anker aus Niederndorferberg, in Kooperation mit der Fa. 
RECON sollen Mini-Appartements errichtet werden.  
 
Am 23.09.2025 wurde der Bebauungsplan zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung übermittelt.  
 
Mit Schreiben vom 12.11.2025 teilte Moritz Bonecker (Abt. Bau- und Raumordnungsrecht) wie 
folgt mit:  
 
[…] Ich habe den Bebauungsplan „Kleinfeld“ (2-508/286/1-2025) heute erneut mit Dr. Hollmann 
besprochen. Leider muss ich dir mitteilen, dass der Bebauungsplan im Sinne der Rechtspflege 
geändert, neu beschlossen und kundgemacht werden muss. Zwar hat die Festlegung der 
absoluten Baufluchtlinie in diesem Fall in natura keine Auswirkungen, doch handelt es sich um 
eine im Ris kundgemachte gesetzwidrige Verordnung, da die Festlegung der absoluten 
Baufluchtlinie idF gesetzlich nicht zulässig ist. […]  
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Beachte: in diesem Bereich ist die Baufluchtlinie (vordere „Doppel-V-Linie“, siehe linke Graphik) 
nicht gestattet.  
Intention für die Festlegung einer absoluten Baufluchtlinie war die Sicherstellung eines 
zusätzlichen Grünstreifens als Abschirmung zur Straße. Das ist kein zulässiger Zweck.  
Der Schutz der Bäume muss textlich erfolgen.  
 
Ansonsten bleiben die festgelegten Werte im Bebauungsplan unverändert, lediglich die absolute 
Baufluchtlinie wurde entfernt.  
 
Im Gremium bestehen keine weiteren Fragen oder Wortmeldungen.  
 
Beschluss: 
Es wird einstimmig beschlossen, gemäß § 64 Abs. 1 TROG 2022, LGBl. Nr. 43, den Entwurf über 
die Änderung des Bebauungsplanes im Bereich betreffend Gst. Nr. 1003/3 + 1547/12 KG Ebbs, 
laut planlicher Darstellung des Planungsbüros Lotz und Ortner vom 15.12.2025 mit der 
Planbezeichnung „bplebb0425 Recon“, entsprechend den Bestimmungen des § 64 Abs. 1 TROG 
2022, LGBl. Nr. 43, durch vier Wochen hindurch beim Gemeindeamt Ebbs während der 
Amtsstunden zur allgemeinen Einsichtnahme aufzulegen.  
 
Personen, die in der Gemeinde Ebbs ihren Hauptwohnsitz haben und Rechtsträgern, die in der 
Gemeinde Ebbs eine Liegenschaft oder einen Betrieb besitzen, steht das Recht zu, bis spätestens 
eine Woche nach Ablauf der Auflagefrist eine schriftliche Stellungnahme zum Entwurf abzugeben.  
 
Gleichzeitig fasst der Gemeinderat von Ebbs gemäß § 64 Abs. 4 TROG 2022 den Beschluss 
über die dem Entwurf entsprechende Änderung des Bebauungsplanes.  
 
Dieser Beschluss wird jedoch nur rechtswirksam, wenn innerhalb der Auflegungs- und 
Stellungnahmefrist keine Stellungnahme zum Entwurf von einer hierzu berechtigten Person oder 
Stelle abgegeben wird. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
5. Erforderliche Rücklagenentnahme; Beschlussfassung 
 
Der Vorsitzende ruft in Erinnerung, dass vereinzelt schon angesprochen wurde, im kommenden 
Jahr möglichst keine zusätzliche Fremdmittelaufnahme zu tätigen.  
 
Für die restliche Ausfinanzierung der Gemeindebauten, in erster Linie das reaktivierte 
Bestandshaus, sind noch Finanzmittel in Höhe von ca. 1,6 Mill. erforderlich.  
 
Um eine weitere Kreditaufnahme (inkl. aller Folgekosten wie Zinsen, etc.) zu vermeiden, wird 
vorgeschlagen, Rücklagenentnahmen wie nachstehend angeführt durchzuführen:  
 
Reaktiviertes Bestandsgebäude 
 
EG-Dorfchronist (Heimatarchiv) 
 
- Entnahme von € 517.000,00 aus der Grundstücksbeschaffungsrücklage  
 
OG-Bücherei  
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- Entnahme von € 261.000,00 aus der Investitionsrücklage  
- Entnahme von € 113.000,00 aus der Rücklage Rückkauf Sozialzentrum 
- Entnahme von € 703.000,00 aus der Betriebsmittelrücklage  
 
Summe: € 1.077.000,00  
 
Anmerkung: etwaige Differenzen werden durch vorhandene Guthaben ausgeglichen 
 
 
Beate Astner-Prem meldet sich zu Wort und gibt die zusätzlichen Kosten eines Darlehens zu 
bedenken.  
 
Mehrheitlich schließt sich der Gemeinderat dieser Ansicht an.  
 
Beachte: Mittel, die der Zahlungsmittelreserve für allgemeine Haushaltsrücklagen (u.a. 
Betriebsmittelrücklage) entnommen werden, sind ihr nach Möglichkeit im Jahr der Entnahme, 
jedenfalls aber im Folgejahr, wieder zuzuführen. (§ 83 Abs. 1 3. S. TGO). 
 
Beschluss: 
Es wird beschlossen, anlässlich der restlichen Ausfinanzierung des reaktivierten 
Bestandsgebäudes wie vorgetragen nachstehende Entnahmen aus Haushaltsrücklagen zu 
tätigen:  
 
EG-Dorfchronist (Heimatarchiv) 
 
- Entnahme von € 517.000,00 aus der Grundstücksbeschaffungsrücklage  
 
OG-Bücherei  
 
- Entnahme von € 261.000,00 aus der Investitionsrücklage  
- Entnahme von € 113.000,00 aus der Rücklage Rückkauf Sozialzentrum 
- Entnahme von € 703.000,00 aus der Betriebsmittelrücklage  
 
Summe: € 1.077.000,00  
 
Etwaige Differenzen werden durch vorhandene Guthaben ausgeglichen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 15 Nein:  Enthaltung: 2 Befangen:  

 
 
6. Festsetzung des Haushaltsplanes (Voranschlag) für 2026; Beschlussfassung 
 
Eingangs führt der Vorsitzende aus, dass es sich hier um einen der wichtigsten Beschlüsse des 
Gemeinderates handelt. 
Der Voranschlag bildet bekanntlich jene Mittel ab, welche der Gemeinde im kommenden Jahr zur 
Verfügung stehen.  
 
Aktuell ist es so, dass die Finanzierung der laufenden Ausgaben, vor allem im Gesundheits- und 
Sozialbereich, immer größere Anteile des Haushaltes in Anspruch nimmt.  
Auch ist natürlich zu bedenken, dass in Ebbs in den letzten Jahren sehr viel investiert worden ist. 
Demnach enthält der aktuelle Haushaltsvoranschlag eine überschaubare Anzahl an Projekten.  
Eine rigide Haushaltsführung wird auch im kommenden Jahr 2026 praktiziert werden.  
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Ein Exemplar des aktuellen Haushaltsvoranschlages wurde ordnungsgemäß jedem 
Fraktionsvorsitzenden übermittelt.  
 
Der Überprüfungsausschuss tagte am 04.12.2025.  
Der Voranschlagsentwurf für 2026 ist ab dem 01.12.2025 für zwei Wochen zur Einsichtnahme 
aufgelegen. Einwendungen dagegen wurden keine eingebracht. 
 
Der Vorsitzende bittet nun Finanzverwalter Frank Ederegger um seinen Bericht.  

Frank Ederegger hat wieder ein Handout vorbereitet, welches jedem Mandatar ausgehändigt wird.  
Weiters erfolgt der Vortrag unterstützt durch POWER POINT Folien. 

 

Einleitung: 

Der Voranschlagsentwurf 2026 der Gemeinde Ebbs wurde auf Basis der VRV 2015 
(Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung) erstellt.  
 
Die Veranschlagung und die Rechnungslegung erfolgt nunmehr mittels dreier Haushalte, und zwar  

- dem Finanzierungshaushalt (= Cash Flow),  
- dem Ergebnishaushalt (= GuV Gewinn- und Verlustrechnung),  
- und dem Vermögenshaushalt (= Bilanz).  
 

Der Finanzierungs- und der Ergebnishaushalt sind im Voranschlag abgebildet.  
Der Vermögenshaushalt war erstmals mit der sog. Eröffnungsbilanz darzustellen und ist in weiterer 
Folge in den zukünftigen Jahresrechnungen ersichtlich (Bilanzsumme: rund € 118,5 Mill.).  
 
In der Tiroler Gemeindeordnung ist der Ausgleich des Haushalts festgeschrieben (siehe § 90 
TGO): 
 
Finanzierungshaushalt: „Die Liquidität der Gemeinde einschließlich der Finanzierung der 

Investitionen ist sicherzustellen.“ 

Ergebnishaushalt: „Nach äußerster Möglichkeit ist ein Ausgleich zwischen der Summe der Erträge 

und der Summe der Aufwendungen (inkl. Abschreibungen, Rückstellungen, etc.) herzustellen.“ 

Vermögenshaushalt: „Die Erhaltung des Nettovermögens ist sicherzustellen.“ 

 

Der aktuelle Budgetentwurf umfasst 265 Seiten und insgesamt 1.595 Haushaltskonten. 

 

Die wichtigsten Daten des Haushaltsplanes 2026: 
 
Der Ergebnishaushalt (GuV) weist Erträge in Höhe von € 18.303.900,00 und Aufwendungen in 
Höhe von € 21.812.300,00 aus. Das Nettoergebnis beträgt somit Minus € 3.508.40,00.  
 
Frank Ederegger merkt hierzu an, dass im Ergebnishaushalt auch die Abschreibungen 
darzustellen sind, welche nun zu laufen beginnen.  
 
An Entnahmen von Haushaltsrücklagen sind € 704.000,00 geplant.  
Die Rücklagenzuführungen betragen € 15.400,00. Das Nettoergebnis beträgt nach Zuweisung 
und Entnahme von Rücklagen somit Minus € 2.819.800,00. 
 
Ergebnishaushalt: 
Ergebnishaushalt Erträge: € 18.303.800,00 
Ergebnishaushalt Aufwendungen: € 21.812.300,00 
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Nettoergebnis: € -3.508.400,00 
 
Entnahme von Rücklagen: € 704.000,00 
Zuweisung an Rücklagen: € 15.400,00 
 
Nettoergebnis nach Haushaltsrücklagen: € -2.819.800,00 
(= Ergebnis Gewinn- und Verlustrechnung) 

 

Im Finanzierungshaushalt (Cash-Flow) betragen die GESAMTEINNAHMEN € 17.130.200,00 
und die GESAMTAUSGABEN € 20.872.000,00. Das Ergebnis (= die Veränderung der liquiden 
Mittel) beträgt somit Minus € 3.741.800,00. 
 
Die Ausgaben der operativen Gebarung bestehen aus dem Personalaufwand, dem Sachaufwand 
und den Transferzahlungen sowie dem Finanzaufwand (Zinsen). 
 
An Ausgaben für die investive Gebarung (Investitionstätigkeit - vormals AOH-Vorhaben) wurden 
für das nächste Jahr € 2.746.200,00 (ohne Investitionszuschüsse an Verbände und 
gemeindeeigene Unternehmungen) veranschlagt. 
 
Die Ausgaben bzw. Zahlungen aus der Finanzierungstätigkeit betreffen ausschließlich die 
laufende Tilgung (in Höhe von € 1.028.500,00) der aufgenommenen Darlehen.  
 

Finanzierungshaushalt: 
Einzahlungen operative Gebarung: € 16.266.900,00 
Auszahlungen operative Gebarung: € 13.552.300,00 
Geldfluss aus der operativen Gebarung: € 2.714.600,00 
 
Einzahlungen investive Gebarung: € 313.300,00 
Auszahlungen investive Gebarung: € 6.291.200,00 
Geldfluss investive Gebarung: € -5.977.900,00 
 
Nettofinanzierungssaldo (unter Gegenrechnung des positiven 
Ergebnisses im laufenden Betrieb): € -3.263.300,00 
 
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit: € 550.000,00 
Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit: € 1.028.500,00 
Geldfluss Finanzierungstätigkeit: € -478.500,00 
 
Geldfluss aus der voranschlagswirksamen Gebarung: € -3.741.800,00 
 

Beachte: Dieser Betrag ist durch einen Kassenstand in Höhe von ca. € 6,5 Mill. gedeckt.  

 

Die größten Positionen im (eigenen) Investitionsbereich betreffen: 

 
Errichtung von Videoüberwachungsanlagen € 119.000,00 

Projektkosten Sanierung Volksschulanbau € 50.000,00 

Errichtung Rampe zu Behinderten-WC Schulinnenhof € 60.000,00 

Wegausbau, Asphaltierungen € 500.000,00 

Wiederherstellung Ebbsbach € 50.000,00 
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Errichtung Radarmessstellen € 250.000,00 

Breitbandausbau € 50.000,00 

Erweiterung Straßenbeleuchtungsanlage € 70.000,00 

Wasserversorgungsanlage Rohrnetzerweiterung  € 55.000,00 

Ortsnetzerweiterung Kanalisation € 20.000,00 

Kanalinspektion, -schadensbehebung € 50.000,00 

Kanalschachtsanierungen € 75.000,00 

Ankauf Einsatzfahrzeug Abwasserversorgung € 55.000,00 

Errichtung weiterer Photovoltaikanlagen € 50.000,00 

etc. 

 

Weiters sind folgende (Groß-)Projekte geplant: 

Anmerkung: während in den letzten Jahren die Sanierung bzw. Erweiterung des 
kommunalen Gebäudeapparates im Vordergrund stand, geht es nun um zentrale Aspekte 
der Versorgungssicherheit.  
 

Neuerrichtung eines zweiten Trinkwasserbrunnens € 150.000,00 

 

Endgültiger Abschluss des Bauvorhabens  

Neubau Musikschulgebäude (LA21)  € 50.000,00 

 

Erneuerung des bestehenden Eislaufplatzes (Kältetechnik) € 2.200.000,00 

 

Zu- und Umbau sowie Modernisierung 

des Feuerwehrgerätehauses am Buchberg  € 750.000,00 

 

An Investitionszuschüssen an Verbände und gemeindeeigene Unternehmungen fallen an: 

 

Investitionszuschuss an das Altenwohnheim Ebbs € 485.500,00 

Allgemeiner Investitionszuschuss an das Hallo du € 50.000,00 

Investitionszuschuss Tierkörpersammelstelle Untere Schranne € 105.000,00 

Investitionszuschuss Abwasserverband Untere Schranne € 404.000,00 

 

 

Personal: 

Die Kosten für den Personalaufwand für 76 MitarbeiterInnen (Stand per 15.12.2025) bzw. 
vergebene Dienstposten (56,26 in Vollzeitäquivalent 2026) werden sich im kommenden Jahr auf 
€ 3.653.600,00 belaufen.  
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Rückstellungen: 

Laut VRV 2015 sind im Voranschlag Rückstellungen für Abfertigungen sowie für Dienstjubiläen 
(für 25-, 35- und 45-jährige Betriebszugehörigkeit) vorzunehmen. Rückstellungen für nicht 
konsumierte Urlaube sind erst mit der Jahresrechnung darzustellen. In Summe entfallen zum 
Jahresende € 869.500,00 auf erstgenannte Rückstellungen (Abfertigungen und Dienstjubiläen). 
 
Schuldenstand:  

Der Schuldenstand erhöht sich zum Jahresende 2026 durch die geplante Aufnahme weiterer zwei 
Darlehen um voraussichtlich insgesamt € 550.000,00. Ein Darlehen in Höhe von € 150.000,00 ist 
für die Errichtung des Grundwasserbrunnes (BA14), das zweite für den Um- und Zubau sowie die 
Modernisierung des Feuerwehrgerätehauses am Buchberg geplant.  
Hier ist die Aufnahme von € 400.000,00 budgetiert. Die Rückzahlung der neuen Kredite startet zu 
einem späteren Zeitpunkt.  
 
Für die Tilgung der bestehenden Kredite wurden € 1.028.500,00 budgetiert. Der Zinsaufwand 
beträgt im kommenden Jahr € 208.600,00. In Summe beträgt der Schuldendienst somit € 
1.237.100,00. 
Die nächsten Darlehen, Neuerrichtung Kindergarten (aufgenommen 2018), laufen per 31.12.2028 
aus.  
Der Gesamtschuldenstand beträgt zum Jahresende somit € 8.555.100,00. 
 

Haftungen: 

Bis vor kurzem waren seitens des Landes Tirol nur die Darlehensaufnahmen von Verbänden nach 
dem Wasserrechtsgesetz (z.B. Abwasserverband Kufstein und Umgebung) und von privaten 
Unternehmungen (wie z.B. unseres Tochterunternehmens, die Firma Erlebnis- und Freizeitpark 
Ebbs GmbH) als Haftungen auszuweisen. 
Beim Klärwerk Kufstein ist die anteilige Haftung per 31.12.2025 ausgelaufen. Haftungen beim 
Funpark Hallo du bestehen derzeit keine. 
 
Mit der Einführung der VRV 2015 sind nun auch wieder die Verbindlichkeiten von 
Gemeindeverbänden, an denen die Gemeinde beteiligt ist, anzuführen.  
Für Darlehen bzw. Kredite, die von Gemeindeverbänden (nach der TGO) aufgenommen wurden 
bzw. werden (z.B. beim Gemeindeverband Altersheim Ebbs oder beim Abwasserverband Untere 
Schranne), ist/sind durch die Gemeinde(n) keine eigenen Haftungsbeschlüsse vorzunehmen. Die 
Gemeinden haften für die vom Verband aufgenommenen Darlehen automatisch und vor allem 
solidarisch (für jedes einzelne Darlehen in voller Höhe).  
 
Die Haftungen der Gemeinde Ebbs betragen zum Jahresende beim Abwasserverband Untere 
Schranne € 916.300,00, wobei hier mit einem Zugang (Darlehensneuaufnahme) im kommenden 
Jahr in Höhe von € 60.900,00 zu rechnen ist.  
 
Beim Wohn- und Pflegeheim Ebbs belaufen sich die Haftungen per 31.12.2026 auf insgesamt € 
807.800,00. Hier ist ebenfalls eine Neuaufnahme in Höhe von € 341.100,00 geplant bzw. inkludiert. 
Die Solidarhaftungen beim Bezirkskrankenhaus Kufstein betragen € 55.400,00. 
In Summe somit € 1.779.500,00. 
 

Rücklagen: 

Zur teilweisen Finanzierung des Vorhabens „Erneuerung Eislaufplatz Hallo du“ ist die Auflösung 
von Rücklagen geplant.  
So sollen hier aus der Investitions- und Sanierungsrücklage Hallo du € 274.000,00 und aus der 
Abfertigungsrücklage € 430.000,00 entnommen werden.  
Die Gesamtentnahme beträgt somit € 704.000,00. 
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Der Stand der Rücklagen wird zum Ende des Haushaltsjahres 2026 unter Zuzählung der 
Zinserlöse in Höhe von rund € 15.400,00 insgesamt € 307.700,00 betragen, wobei auf die 
gesetzlich vorgeschriebene Betriebsmittelrücklage € 85.400,00 entfallen.  
 

Gemäß § 83 Abs. 1 TGO 2001 sind die zwischenzeitlich der Betriebsmittelrücklage entnommenen 
Beträge zeitnah dem Rücklagensparbuch wieder zuzuführen. Ebenfalls wieder aufgefüllt werden 
soll die Abfertigungsrücklage. 
 

Eigene Steuern und Abgaben sowie Abgabenertragsanteile: 

Aus heutiger Sicht werden die Einzahlungen aus den Gemeinde-Ertragsanteilen im Jahr 2025 die 
im letzten Jahr (2024) vom Land prognostizierten Werte erreichen bzw. geringfügig überschreiten 
(ca. +1,8 %). Aufgrund der wirtschaftlich schwierigen Zeiten war dies nicht zu erwarten. 
 
Das BM für Finanzen geht trotz der eher düsteren Konjunkturaussichten in seiner Prognose (vom 
Herbst 2025) für das kommende Jahr (2026) von einem Plus von 4,2 % gegenüber dem 
tatsächlichen Aufkommen 2025 aus. 
Diese Steigerung wurde seitens des Landes unter Abzug von 1,0 % den Gemeinde-
Ertragsanteilen zugrunde gelegt. 
 
Für das kommende Jahr wurden bei den wichtigsten Abgaben, Steuern und Gebühren 
folgende Zahlen festgesetzt: 
 
Grundsteuer A: € 11.900,00 
Grundsteuer B: € 522.600,00 
Kommunalsteuer: € 3.245.000,00 
Abgabenertragsanteile: € 7.075.100,00 
 
Erschließungsbeiträge: € 230.000,00 
Wasserbenützungsgebühren: € 196.800,00 
Kanalbenützungsgebühren: € 683.000,00 
Abfallgebühren: € 497.700,00 
 

 

Mittelfristige Finanzplanung (weitere Investitionen): 

An größeren Investitionen für den Zeitraum 2026 bis 2030 sind geplant:  

 

• Neubau Musikschule (LA 21)  
Gesamtprojektkosten 2022-2026: € 11.242.000,00  
 
bisher abgerechnete Projektkosten: € 11.104.000,00 
Veranschlagte Projektkosten 2026: € 50.000,00 
 

• Erneuerung Eislaufplatz Hallo du (inkl. Kältetechnik)  
Gesamtprojektkosten 2026: € 2.200.000,00  
 
bisher abgerechnete Projektkosten: € 0,00 
Veranschlagte Projektkosten 2026: € 2.200.000,00 
 

• WVA Neuerrichtung Trinkwasserbrunnen  
Gesamtprojektkosten 2025-2029: € 2.000.000,00  

 



GR/11/2025 17.12.2025 

Seite 21 von 29 

bisher abgerechnete Projektkosten: € 19.000,00 
Veranschlagte Projektkosten 2026: € 150.000,00 
 

• Zu- und Umbau sowie Modernisierung FF-Gerätehaus Buchberg  
Gesamtprojektkosten 2025-2027: € 1.800.000,00  
 
bisher abgerechnete Projektkosten: € 9.800,00 
Veranschlagte Projektkosten 2026: € 750.000,00 
 
 
Stand per 30.11.2025 

 

 

Schlussbemerkung: 

Vorhersagen für 2026 gestalten sich (weiterhin) schwierig. Die nach wie vor angespannte 
geopolitische Situation (vor allem durch den Ukrainekrieg) und die eher düsteren 
Konjunkturaussichten (u.a. durch die Zollpolitik der USA) haben Auswirkungen auf den 
Gemeindehaushalt (Stichwort: Rückfluss Abgabenertragsanteile).  
 
Die bislang überdurchschnittlichen Steigerungsraten (5 - 8 %) im Bereich „Soziales“ sollen sich in 
den kommenden Jahren auf um die 3 % „einpendeln“. Im Bereich „Gesundheit“ ist nach wie vor 
von jährlichen Steigerungen von 5 % auszugehen. Auch dies schränkt den Handlungsspielraum 
der Gemeinde ein. 
Die Erstellung des Budgets für das Jahr 2026 war für die Gemeinde Ebbs, wie bereits in den 
Vorjahren, mit vielen Unsicherheiten verbunden.  
 
Trotz dieser Aussichten hat sich die Gemeinde dazu entschlossen, (auch) im nächsten Jahr wieder 
zu investieren. Insgesamt wurden Projekte und Investitionen im Umfang von rund € 2,7 Mill. 
budgetiert. Zählt man die Investitionszuschüsse an unsere Verbände und Betriebe (u.a. Firma 
Erlebnis- und Freizeitpark Ebbs GmbH) noch hinzu, so erhöht sich das Volumen auf € 
6.291.000,00. 
 
Die Gemeinde ist somit weiterhin ein wichtiger wirtschaftlicher Faktor, sowohl als Investor 
als auch als Arbeitgeber. 
 
Inwieweit das Budget angesichts der derzeitigen wirtschaftlichen Lage sowie der zahlreichen 
Krisen eingehalten werden kann, ist mit einer gewissen Unsicherheit behaftet. 
 
 
Die Voranschlagsansätze wurden (wiederum) sorgfältig ermittelt. Während des Haushaltsjahres 
notwendig werdende und unvorhersehbare Ausgaben werden den zuständigen Gremien zur 
Genehmigung und Finanzierung vorgelegt. 
 
Die Ausführung des Haushaltsplanes unterliegt – so wie bisher – den Grundsätzen der 
Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit.  
 
 
Der Vorsitzende bedankt sich bei Finanzverwalter Ederegger für seine – wie immer – prägnante 
und sehr sorgfältig strukturierte Darstellung des Voranschlages. 
 
Dieser geht nochmals kurz auf die erheblichen Steigerungsraten der Kosten im Sozialbereich, aber 
auch in der Kinderbetreuung bzw. -erziehung ein.  
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Was die aktuell budgetierten Investitionen betrifft, berichtet der Vorsitzende, dass sämtliche beim 
Land eingereichten Subventionsansuchen abgelehnt worden sind.  
Demnach könnte es durchaus sein, dass das Vorhaben „Zu- und Umbau/Modernisierung 
Feuerwehrgerätehaus Buchberg“ auf 2027 verschoben werden muss.  
 
Zu bedenken ist auch, dass der Kostenanteil für Ebbs auf Gemeindeverbandsebene (ARA, 
Altersheim,..) bei ca. 45 % liegt.  
 
Dennoch ist es wichtig, auch auf das kommende Jahr 2026 mit Optimismus zu blicken.  
 
Der Haushaltsvoranschlag ist wohl durchdacht und erhält die notwendigen Investitionen, welche 
wiederum die heimische Wirtschaft unterstützen werden.  
 
Erfreulich ist auch, dass der Schuldenstand zum Jahresende 2026 ordentlich reduziert sein wird.  
 
 
Es folgt nun der Bericht von Michael Dillinger, Obmann des Überprüfungsausschusses: 
 
Der Überprüfungsausschuss tagte am 04.12.2025. Das gesamte Budget wurde detailliert 
durchbesprochen.  
Vom Ausschuss wurde eine mehrheitliche Empfehlung an den Gemeinderat abgegeben, den 
Haushaltsvoranschlag zu beschließen.  
 
 
Es gibt nun die Möglichkeit, zum Voranschlag für 2026 Fragen zu stellen bzw. Anmerkungen zu 
machen. 
 
Josef Freisinger möchte gerne wissen, an welchen Plätzen im Gemeindegebiet die 
Videoüberwachung eingesetzt werden soll. 
 
Der Vorsitzende informiert dazu, dass dies für die Gemeinde-Tiefgarage und den überdachten 
Schulinnenhof vorgesehen wäre.  
 
Klaus Freisinger frägt an, wie hoch die vorliegenden Schäden sind.  
 
Der Vorsitzende informiert hierzu, dass es sich mittlerweile – über mehrere Jahre verteilt – um 
diverse Sachbeschädigungen handelt. Pro Sachbeschädigung kommen zumeist mehrere € 
1.000,00 zusammen.  
 
Klaus Freisinger merkt an, ob man nicht vorher das Gespräch suchen sollte (als gelinderes Mittel).  
 
Der Vorsitzende gibt zu bedenken, dass es sich wirklich um zahlreiche Vorfälle handelt. Die 
Beweisführung ist äußerst schwierig, wenn man nicht jemanden auf frischer Tat ertappt.  
Natürlich gab es immer wieder Gespräche mit Jugendlichen.  
Vor allem bei den massiveren Beschädigungen konnte nie ein Täter ausfindig gemacht werden.  
 
Die Amtsleitung wirft ein, dass die Überwachung von Teilflächen der genannten Plätze im Rahmen 
des Eigentumsschutzes legitim ist. Es wird kein öffentlicher Platz einfach pauschal gefilmt. 
Die Aufnahmen werden selbstverständlich in regelmäßigen Abständen wieder gelöscht.  
Nach den Ereignissen in den vergangenen Semesterferien des heurigen Jahres (gefährliches 
Zündeln durch mehrere Jugendliche in der Tiefgarage) wurde der Gemeinde sogar von Seiten der 
Polizeiinspektion Niederndorf empfohlen, die Videoüberwachung einzusetzen.  
 
Beate Astner-Prem bemerkt wohlwollend, dass der Voranschlag bei den Vereinsförderungen 
keinerlei Einsparungen vorsieht.  
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Die Gesamtausgaben für Bildung und Jugend liegen bei beachtlichen 24 %, was ebenfalls 
erfreulich ist. 
 
Klaus Freisinger fasst zusammen, dass der vorliegende Haushaltsvoranschlag sehr ausgewogen 
ist. Die Rücklagen-Auflösungen kann er aber nicht befürworten.  
Auch bemängelt Freisinger, dass für den Bereich Mobilität (insb. Verkehrsberuhigung) zu wenig 
veranschlagt wurde.  
 
Kurz wird dieser Themenbereich im Gremium diskutiert.  
Der Vorsitzende erörtert die im Bereich der Straßen- und Wegsanierung geplanten Maßnahmen.  
 
Im Verkehrsausschuss wurde etwa die Gestaltung einer Begegnungszone angesprochen.  
 
Der Vorsitzende räumt ein, dass beim nun fertiggestellten Gemeindeareal (Dreiteilung des 
Marktplatzes) sicher noch einige Überlegungen von Nöten sein werden.  
 
Es besteht Einhelligkeit darüber, dass die veranschlagten Radarmessungen sicher auch eine 
wichtige Entscheidungsgrundlage in den betreffenden Arealen liefern werden (Begegnungszone 
JA/NEIN).  
 
Nachdem es keine weiteren Wortmeldungen mehr gibt, ergreift der Vorsitzende die Gelegenheit, 
allen zu danken, die bei der Erstellung dieses Voranschlages mitgewirkt haben. Insbesondere 
natürlich Finanzverwalter Frank Ederegger.  
 
 
Es ergeht folgender  
 
Beschluss: 
 
Es wird einstimmig beschlossen, den Haushaltsvoranschlag der Gemeinde Ebbs für das Jahr 2026 
[Auflage von 01.12.2025 bis 16.12.2025] in der vorgesehenen Form 
 
a) - mit einem Dienstpostenplan für 76 MitarbeiterInnen (56,26 in Vollzeitäquivalent) 
 
b) - mit der vorgetragenen mittelfristigen Finanzplanung 
 
c) - mit Erträgen von € 18.303.900,00 und Aufwendungen von € 21.812.300,00, sohin einem Minus 
von € 3.508.400,00 im Ergebnishaushalt, sowie Einnahmen von € 17.130.200,00 und Ausgaben 
von € 20.872.000,00, sohin einem Ergebnis von Minus € 3.741.800,00 im Finanzierungshaushalt, 
wie vorgetragen festzusetzen. 
 
a) 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
b) 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
c) 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  
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7. Beschlussfassung über diverse Vorhaben im Einklang mit der Bestimmung des § 82 

TGO 
 
Wie zu Anfang der heutigen Sitzung erläutert, sollen nun nachstehende Vorhaben im Einklang mit 
der Bestimmung des § 82 TGO 2001 explizit beschlossen werden: 
 
 
Beschreibung des Vorhabens:  
Zu- und Umbau sowie Modernisierung des Feuerwehrgerätehauses am Buchberg  
 
Der Bürgermeister der Gemeinde Ebbs stellt den Antrag an den Gemeinderat, Folgendes zu 
beschließen: 
 
Mit 17 Ja-Stimmen beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ebbs, in den Jahren 2025 bis 2027 
nachfolgendes Vorhaben nach § 82 TGO umzusetzen. 
 
Im Rahmen dieses Vorhabens erfolgt der Zu- und Umbau sowie die Modernisierung des 
Feuerwehrgerätehauses am Buchberg. 
 
Die geplanten Gesamtkosten des Vorhabens belaufen sich auf insgesamt € 1.800.000,00. 
 
Die Gesamtfinanzierung erfolgt durch Zuschüsse vom Landesfeuerwehrfonds 
(Bedarfszuweisungen) in Höhe von € 1.050.000,00 sowie über eine Darlehensaufnahme in Höhe 
von € 750.000,00.  
 
Gleichzeitig wird der vorliegende Gesamtkosten- und Gesamtfinanzierungsplan mit 
Mittelverwendungen und Mittelaufbringungen in Höhe von je € 1.800.000,00 genehmigt und der 
Niederschrift als Beilage angeschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
Beschreibung des Vorhabens:  
Neubau Musikschule  
 
Der Bürgermeister der Gemeinde Ebbs stellt den Antrag an den Gemeinderat, Folgendes zu 
beschließen: 
 
Mit 17 Ja-Stimmen beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ebbs, in den Jahren 2019 bis 2026 
nachfolgendes Vorhaben nach § 82 TGO umzusetzen. 
 
Im Rahmen dieses Vorhabens erfolgt der Neubau der Musikschule. 
 
Die geplanten Gesamtkosten des Vorhabens belaufen sich auf insgesamt € 11.242.000,00.  
 
Die Gesamtfinanzierung erfolgt über die Entnahme aus einer Haushaltsrücklage 
(Abfertigungsrücklage) in Höhe von € 377.400,00, durch Zuschüsse des Landes Tirol (u.a. 
Bedarfszuweisungen, Zuschuss Dorferneuerung und Covid-19-Sonderförderung) in Höhe von € 
2.079.300,00 sowie über Darlehensaufnahmen in Höhe von insgesamt € 9.500.000,00.   
Im Bereich der operativen Gebarung erfolgt/e ein betraglicher Ausgleich in Höhe von € 714.700,00. 
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Gleichzeitig wird der vorliegende Gesamtkosten- und Gesamtfinanzierungsplan mit 
Mittelverwendungen und Mittelaufbringungen in Höhe von je € 11.242.000,00 genehmigt und der 
Niederschrift als Beilage angeschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
Beschreibung des Vorhabens:  
Erneuerung Eislaufplatz Erlebnis- und Freizeitpark Ebbs GmbH (Funarena Hallo du)  
 
Der Bürgermeister der Gemeinde Ebbs stellt den Antrag an den Gemeinderat, Folgendes zu 
beschließen: 
 
Mit 17 Ja-Stimmen beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ebbs, im Jahr 2026 nachfolgendes 
Vorhaben nach § 82 TGO umzusetzen. 
 
Im Rahmen dieses Vorhabens erfolgt die Erneuerung des Eislaufplatzes beim 
Tochterunternehmen Erlebnis- und Freizeitpark Ebbs GmbH (Funarena Hallo du). 
 
Die geplanten Gesamtkosten des Vorhabens belaufen sich auf insgesamt € 2.200.000,00.  
 
Die Gesamtfinanzierung erfolgt unter anderem über die Entnahmen aus Haushaltsrücklagen 
(Abfertigungsrücklage in Höhe von € 430.000,00 sowie Investitions- und Sanierungsrücklage in 
Höhe von € 274.000,00, insgesamt € 704.000,00). Die Restfinanzierung (in Höhe von € 
1.496.000,00) erfolgt durch Mittel aus der laufenden Wirtschaftsführung. 
 
Gleichzeitig wird der vorliegende Gesamtkosten- und Gesamtfinanzierungsplan mit 
Mittelverwendungen und Mittelaufbringungen in Höhe von je € 2.200.000,00 genehmigt und der 
Niederschrift als Beilage angeschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
Beschreibung des Vorhabens:  
Neuerrichtung Trinkwasserbrunnen  
 
Der Bürgermeister der Gemeinde Ebbs stellt den Antrag an den Gemeinderat, Folgendes zu 
beschließen: 
 
Mit 17 Ja-Stimmen beschließt der Gemeinderat der Gemeinde Ebbs, in den Jahren 2025 bis 2029 
nachfolgendes Vorhaben nach § 82 TGO umzusetzen. 
 
Im Rahmen dieses Vorhabens erfolgt die Neuerrichtung eines Trinkwasserbrunnens für die 
Wasserversorgung in Ebbs. 
 
Die geplanten Gesamtkosten des Vorhabens belaufen sich auf insgesamt € 2.000.000,00.  
 
Die Gesamtfinanzierung erfolgt durch Darlehensaufnahmen in Höhe von € 1.200.000,00, wovon € 
600.000,00 auf Wasserleitungsfondsdarlehen des Landes (je € 150.000,00 je Jahr für die Jahre 
2026 bis 2029) und die weiteren € 600.000,00 auf ein privates Bankdarlehen entfallen.  
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Gleichzeitig wird der vorliegende Gesamtkosten- und Gesamtfinanzierungsplan mit 
Mittelverwendungen und Mittelaufbringungen in Höhe von je € 2.000.000,00 genehmigt und der 
Niederschrift als Beilage angeschlossen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
8. Anträge, Anfragen und Allfälliges 
 
 
Aktueller Verfahrensstand Gut Hofing  
 
Der Vorsitzende ruft in Erinnerung, dass mit GR-Beschluss vom 22.10.2025 der Stadtgemeinde 
Kufstein ein Angebot zum Erwerb von Gut Hofing bzw. ein Alternativangebot für die unentgeltliche 
Nutzung gemacht wurde.  
 
Zwischenzeitlich wurden diese beiden Angebote im Stadtrat behandelt.  
 
Eine Veräußerung von Gut Hofing an die Gemeinde Ebbs ist für Kufstein jedenfalls undenkbar.  
 
Laut Stadtratsbeschluss vom 15.12.2025 stellt dieser den Antrag an den Gemeinderat, den 
Abschluss eines Nutzungsvertrages mit der Gemeinde Ebbs bezüglich Gut Hofing (Wohn- und 
Wirtschaftsgebäude) mit nachstehenden wesentlichen Vertragspunkten zu genehmigen:  
 

❖ Unentgeltliche Nutzungsüberlassung des Gebäudes für 50 Jahre  
❖ Klare Darlegung, warum die Stadt Kufstein die vom Sachverständigen veranschlagten 

Kosten in Höhe von € 1,5 Mill. für die Hangsanierung nicht übernehmen möchte, und die 
Gemeinde Ebbs anderer Ansicht ist (dies günstiger bewerkstelligen zu können) 

❖ Sämtliche Instandsetzungs- und Instandhaltungsmaßnahmen, welche für eine zukünftige 
Bewohnbarkeit des Gebäudes und die Hangsicherheit erforderlich sind, sind von Ebbs zu 
tragen.  

❖ Die Gemeinde Ebbs ist darüber in Kenntnis, dass die für die Nutzung des Gebäudes 
notwendigen Anlagen, wie Heizung, Elektroinstallationen und Sanitäranlagen, aber auch 
Terrassen, für eine Nutzung des Gutes Hofing wiederhergestellt werden müssen.  

❖ Ebbs übernimmt die Haftung für alle Gefahren, die vom Gebäude selbst und vom 
Umgebungsgrund ausgehen, sei es durch Naturgefahren oder sonstige herbeigeführte 
Schäden, insbesondere Sach- und Personenschäden bzw. Vermögensschäden, 
vollständig (Schad- und Klagloshaltung der Stadtgemeinde Kufstein).  

❖ Die Stadtwerke Kufstein sind berechtigt, den Umgebungsgrund des Gebäudes für Zwecke 
der Betreuung der Quellfassung und Wehranlage zu befahren bzw. zu nutzen. 

❖ Die Stabstelle Recht & Transparenz (Stadtamt Kufstein) wird den Nutzungsvertrag 
entsprechend errichten.  

 
→ im Hinblick auf das von der Gemeinde Ebbs unterbreitete Angebot betreffend Nutzung besteht 
seitens Kufstein leider keine Bereitschaft, als Beitrag zur Wiederherstellung teilweise demontierter 
Anlagen (siehe oben Heizung, etc.), aber auch als Ausgleich für ersparte Abbruchkosten eine 
Pauschalzahlung von € 100.000,00 zu leisten.  
 
In diesem Zusammenhang erinnert der Vorsitzende daran, dass zwischen der Gemeinde Ebbs 
und den Stadtwerken Kufstein ein Pachtvertrag über den Parkplatz am Kaiseraufstieg besteht.  
Die Stammfassung des Vertrages ist vom 02.12.2005. Die erste Verlängerung erfolgte mit Vertrag 
vom 27.06.2016.  
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Waren zu anfangs € 6.500,00 zuzügl. MwSt. als Jahrespachtzins festgelegt, mussten ab 
01.01.2017 bereits € 15.000,00 zuzügl. MwSt. entrichtet werden.  
Der Pachtzins ist stets wertgesichert. Weiters wurde vereinbart, dass sich bei Erhöhung der 
Parkgebühr (Stand 2016: € 2,50) der Pachtzins im selben Verhältnis erhöht.  
Die zweite Verlängerung erfolgte dann mit Vertrag vom 01.12.2021. Die Stadtwerke als Verpächter 
haben darin erklärt, auf ihr Aufkündigungsrecht des Pachtvertrages bis 30.06.2030 zu verzichten. 
Der Vertrag kann also frühestens zum 31.12.2031 gekündigt werden.  
Seit damals ist ein Jahrespachtzins von € 20.000,00 zuzügl. MwSt. + Wertsicherung zu entrichten. 
Sofern sich die Parkgebühr erhöht (Stand 2021: € 3,00), erhöht sich der Pachtzins im selben 
Verhältnis.  
 
Nachdem im Rahmen der beschlossenen Parkraumbewirtschaftung für Parkplatz Kruck und 
Kaiseraufstieg (siehe dazu im Detail GR-Sitzung vom 24.09.2025) auch die Gebühren erhöht 
wurden, fanden bereits entsprechende Gespräche mit der Geschäftsführung der Stadtwerke statt.  
 
Für das Jahr 2025 bezahlte die Gemeinde einen Pachtzins von € 23.823,24. Mit der 
gegenständlichen Erhöhung der Parkgebühr (bis 4 Stunden € 4,00, danach € 6,00) würde dies de 
facto eine Verdoppelung des Pachtzinses bedeuten.  
 
Diesen letzten Gesprächen zufolge wären die Stadtwerke – bei Zustandekommen des genannten 
Nutzungsvertrages mit der Stadt Kufstein – bereit, einen neuen Pachtvertrag für weitere 10 Jahre 
abzuschließen, und zwar mit einer Erhöhung des Pachtzinses auf ca. € 30.000,00 pro Jahr. Dies 
würde für die Gemeinde eine Ersparnis in Höhe von fast € 100.000,00 bedeuten.  
 
Nach Vortrag dieser rechtlichen und zahlentechnischen Details stellt der Vorsitzende nun zur 
Diskussion, für welchen inhaltlichen Zweck man Gut Hofing von Gemeindeseite aus nutzen 
könnte.  
 
Von Seiten des Regionalmanagement KUUSK könnte man sich durchaus attraktive 
Nutzungsformen vorstellen.  
 
Katharina Huber berichtet dazu, dass das Gebäude aus ihrer Sicht eine TOP-Seminar-Location 
wäre. Sie hat dieses kürzlich auch selbst, gemeinsam mit einem Fachmann, besichtigt.  
Im Zuge des sog. sanften Tourismus könnte man aus Gut Hofing einen wahren Schatz machen. 
Dazu wurde gemeinsam mit einem Steuerberater auch schon ein Konzept ausgearbeitet [diverse 
Nutzungsoptionen mit/ohne Übernachtung, usw.]. Nach 2 – 4 Jahren sollte sich das Projekt dann 
auch finanztechnisch rentieren.  
 
Auch die Fördermöglichkeiten über das Regionalmanagement  (auf EU-Ebene!) sind nicht zu 
verachten.  
Mit der Ersparnis aus der Parkplatzthematik heraus (siehe oben) wäre das aus ihrer Sicht auf 
jeden Fall vertretbar und rentabel.  
 
Der Vorsitzende merkt noch an, dass dieses Projekt auch nicht unmittelbar von der Gemeinde 
selbst betrieben werden wird, sondern von einer – eventuell neu gegründeteten – eigenen jur. 
Person (Gesellschaft | Verein).  
 
Dieser verleiht abschließend seiner Zuversicht darüber Ausdruck, dass man auch BewohnerInnen 
des Kaisertales und somit Ebbser (bzw. Kufsteiner) BürgerInnen für solch ein Projekt 
entsprechend begeistern könnte. 
 
Josef Freisinger gibt zu bedenken, dass das für die Gemeinde ein ganz neues Terrain wäre. Den 
Kostenfaktor dürfe man nicht unterschätzen. Ein Altbau kostet immer Geld.  
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Katharina Huber wirft dazu ein, dass die diversen eingeholten Gutachten betreffend Kosten für die 
Hangsicherung, usw. (auf Ebbser Seite) in die fachliche Beurteilung des Steuerberatungsbüros 
schon eingeflossen sind.  
 
Nachdem es keine weiteren Fragen oder Wortmeldungen gibt, folgt nun die Abstimmung. 
 
Beschluss: 
Nach Abstimmung und Zulassung zur Beschlussfassung wird einstimmig beschlossen, laut 
Stadtrats-Beschluss der Stadtgemeinde Kufstein vom 15.12.2025 bzw. wie vorgetragen mit der 
Stadtgemeinde Kufstein eine entsprechende Nutzungsvereinbarung über die unentgeltliche 
Nutzung von Gut Hofing inkl. Umgebungsgrund für den Zeitraum von 50 Jahren abzuschließen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
Beschluss: 
Nach Abstimmung und Zulassung zur Beschlussfassung wird einstimmig beschlossen, mit den 
Stadtwerken Kufstein wie vorgetragen beginnend mit 01.01.2026 einen neuen Pachtvertrag über 
den Parkplatz am Kaiseraufstieg (Gst. Nr. 1226/1) mit einer Laufzeit von 10 Jahren und einem 
Jahrespachtzins in Höhe von € 30.000,00 zuzügl. MwSt. + Wertsicherung abzuschließen. Sollten 
die Parkgebühren ausgehend von Seiten der Gemeinde Ebbs erneut erhöht werden, bedarf es 
neuer Verhandlungen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  

 
 
Termine  
 
18.12.2025 Zomkemma im Advent  
 
 
Der Vorsitzende wünscht allen frohe Weihnachten und lädt in bewährter Manier nach der Sitzung 
zu einer Budgetjause in den Gasthof Sattlerwirt ein.  
An dieser Stelle teilt er auch mit, dass er nach seinem Weihnachtsurlaub ab 07.01.2026 einen 
vierwöchigen Reha-Aufenthalt absolvieren wird.  
 
 
Im nicht öffentlichen Teil der Sitzung wurde nachstehender Beschluss gefasst:  
 
Beschluss: 
Es wird einstimmig beschlossen, auf Vorschlag des Ausschusses für Soziales und wie 
vorgetragen, die Mietwohneinheit am Ebbsbachweg 18/Top 26 an Marianna Anker zu vergeben. 
Für den Fall der Absage werden 36 NachrückerInnen beschlossen.   
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 17 Nein:  Enthaltung:  Befangen:  
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Ende der Sitzung: 21:43 Uhr. 
 
 
Der unter Ausschluss der Öffentlichkeit behandelte Teil wird in einer gesonderten Niederschrift 
protokolliert. 
 
 
 
 

Geschlossen und gefertigt: 
 
 
Der Bürgermeister: Die Protokollführerin:  
 
 
ÖkR Josef Ritzer  Mag. Alexandra Stürzl  
 
 


